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EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! Es gibt Anlass, auch an dieser Stelle auf eine wesentliche gesetzliche Neue-

rung hinzuweisen, welche die Praxis derzeit noch vor einige Probleme stellt und
die massive Rechtsfolgen haben kann: Die seit dem 1.1.2022 unter anderem
für RechtsanwältInnen und Jugendämter bestehende Verpflichtung (auch) in
kindschaftsrechtlichen Verfahren „schriftlich einzureichende Anträge und Erklä-
rungen“ als elektronisches Dokument einzureichen. Eine Missachtung dieser
Gesetzeslage aus Unkenntnis oder gar Ignoranz kann massive Nachteile haben,
denn mit Inkrafttreten dieser Regelung sind vor allem die Rechtsmittel gegen
Entscheidungen des Familiengerichts nur dann wirksam, wenn diese Form ge-
wahrt ist. Ein Rechtsmittel, welches nach „altertümlicher“ Art und Weise einge-
legt wird, wird regelmäßig ohne Prüfung in der Sache als unzulässig zu verwer-
fen sein. Nur ausnahmsweise wird in diesen Fällen das Rechtsmittel noch zu
retten sein. Zu denken ist hier vor allem an den Fall, dass eine elektronische
Übermittlung aus technischen Gründen vorübergehend – etwa wegen einer
technischen Störung – nicht möglich ist. Bei den Jugendämtern könnte derzeit
auch noch daran zu denken sein, dass eine fehlerhafte Rechtsbehelfsbelehrung
des Amtsgerichts, welche die neue Gesetzeslage (noch) nicht berücksichtigt hat,
den Grund für eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand begründen könnte.
Es gibt allerdings auch Anlass zur Entspannung: Jedenfalls die allgemeinen Stellung-
nahmen nach §§ 50 SGB VIII, 162 FamFG können in wirksamer Form weiter per
Post bzw. per Fax übersendet werden. Sie sind jedoch auf Verlangen des Gerichts
ebenfalls als elektronisches Dokument, nicht jedoch per E-Mail, zu übermitteln.
Auch hier zeigt sich, dass die Jugendämter sich den Herausforderungen der
digitalen Welt nicht mehr verschließen können. Dass der neuen Gesetzeslage
noch immer nicht überall Rechnung getragen wird, offenbart leider die tägli-
che Praxis der Gerichte. Nach alledem ist es bemerkenswert, dass in der Ge-
richtsbarkeit selbst noch immer nicht alle Geschäftsstellen in die Lage versetzt
worden sind, eingereichte elektronische Dokumente (mit akzeptablem Auf-
wand) an die Verfahrensbeteiligten weiterzuleiten. Es steht zu hoffen, dass
dem so schnell wie möglich Abhilfe geschaffen wird.
Und was gilt für den Verfahrensbeistand? Soweit dieser (auch) eine Anwalts-
zulassung hat, ist dringend anzuraten, die genannte Form zu wahren. Ob
nämlich die Auffassung, dass der „anwaltliche“ Verfahrensbeistand eben
nicht als Rechtsanwalt tätig wird, weswegen die maßgebliche Vorschrift
(§ 14b FamFG) auf diesen keine Anwendung findet, ist sehr fraglich. Für alle
anderen – nicht anwaltlichen – Verfahrensbeistände ist es jedenfalls weiterhin
möglich, ein Rechtsmittel in zulässiger Weise etwa per Fax einzureichen.
Es offenbart sich nicht nur in diesem Bereich, dass das digitale Leben Vor-
und Nachteile hat. Schneller Informationsfluss und (vermeintlich) vereinfach-
te Kommunikationswege bringen auch Probleme mit sich. Vielleicht geht es
Ihnen ja ebenfalls so, dass das Sehnen nach fachlichem und persönlichem
Austausch in großer Runde ohne technische Hilfsmittel, also Face to Face,
immer größer wird. Bleiben wir optimistisch, dass dies mit ruhigen Gewissen
und verantwortungsvoll sehr bald wieder möglich sein wird.

Ihr

Prof. Dr. Stefan Heilmann
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